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After the Fukushima nuclear accident many Japanese consumers feel irritated and 
seek reliable information on radiation levels in food and on the threats that radio-
activity may pose to their health. The Japanese government has introduced limits on 
radioactivity in food but has been criticized for its late response to food safety issues 
and for mainly trying to calm food fears amongst Japanese consumers. Since the gov-
ernment does not provide sufficient information, other actors step in. While some 
organizations promote food products from the Tōhoku area in solidarity with local 
farmers, Citizen’s Radioactivity Measurement Stations or food distribution networks 
offer radiation measuring to consumers and farmers. Some retailers and co-ops are 
even drawing up their own radiation safety standards. My paper introduces different 
actors which provide consumers with information on food safety and analyses power 
relations in the field of food safety in post-Fukushima Japan.
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1.	 Einleitung

An einem Februartag des Jahres 2012 besuche ich die Stadt Nihonmatsu, die etwa  
50 km vom havarierten Atomkraftwerk Fukushima Dai’ichi entfernt liegt. Es schneit 
und ich frage mich, wie viele radioaktive Partikel mit dem Schnee auf die Erde und 
auf meine Kleidung fallen.1 Die Gewächshäuser des 70-jährigen Biobauern Ichirō 
Ikeda2 sind eingeschneit. Darin zieht er neue Pflänzchen – Brokkoli, Salat, Kohl. 
Aber eigentlich, so meint er, kann er außerhalb der Präfektur weder den Reis noch 
das Gemüse, das er seit vierzig Jahren ohne Verwendung von Agrarpestiziden an-
baut, verkaufen. Die Erde, die Luft, das Wasser, alles sei verseucht.
Zahlreiche Berichte über das Schicksal der Bauern in der Präfektur Fukushima 

wurden seit der Dreifach-Katastrophe am 11. März 2011 in der japanischen und in 
der internationalen Presse veröffentlicht. Die Solidarität mit den Bauern zeigt sich 
in den Ständen und Läden in Tōkyō, in denen explizit Produkte aus der Region 
verkauft werden, um die Bauern zu unterstützen. Verbraucherkooperativen bieten 
spezielle Lebensmittelsets mit Produkten aus Fukushima an und die japanische Re-
gierung entsandte im April 2011 den damaligen Regierungssprecher Edano nach 
Fukushima, wo er öffentlich Obst und Gemüse aus der Region verzehrte, um deren 
Unbedenklichkeit zu demonstrieren (Spiegel 12.04.2011).
Aber wie sieht die Konsumentenperspektive aus? Bis heute wird immer wieder 

Radioaktivität in japanischen Lebensmitteln nachgewiesen – nicht immer bevor sie 
auf den Markt gelangen. Direkt nach dem Unfall im Atomkraftwerk Fukushima 
Dai’ichi wurden zunächst hohe Mengen radioaktiven Jods in Gemüse und Milch 
aus der Präfektur Fukushima und selbst im Trinkwasser in Tōkyō gemessen (Frid 
2011). Da radioaktives Jod mit acht Tagen eine vergleichsweise kurze Halbwertszeit 
hat, häufen sich seit Mitte April 2011 vor allem Funde radioaktiven Cäsiums, die 
wegen der längeren Halbwertszeit von zwei bzw. dreißig Jahren von Cäsium 134 
respektive Cäsium 137 seitdem andauern. 
Seit der Festlegung von vorläufigen Grenzwerten für radioaktive Substanzen 

in Lebensmitteln durch das Ministerium für Gesundheit, Arbeit und Wohlfahrt 
(MHLW) Ende März 2011 gelangten immer wieder Lebensmittel auf den japa-
nischen Markt, welche diese Grenzwerte überschritten. Die geographische Di-
mension der radioaktiven Kontaminierung von Agrarprodukten wurde deutlich 
als auch radioaktiver Tee aus der immerhin 300 km von Fukushima Dai’ichi ent-

1.	 Auf der Internetseite eines Netzwerks zur Messung von Radioaktivität in der Luft erfahre ich am 
nächsten Tag, dass in Nihonmatsu an diesem Tag eine Strahlung von 580 Nanosievert pro Stunde 
gemessen wurde, normal seien ca. 50 Nanosievert. Vgl. http://jciv.iidj.net/map/ (26.02.2012).

2.	 Die Namen der Interviewpartner sind Pseudonyme.
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fernten Präfektur Shizuoka entdeckt wurde. Gleichzeitig offenbarte der Verkauf 
von verseuchtem Rindfleisch in ganz Japan im Juli 2011 japanischen Konsumenten 
die Komplexität des Zusammenhangs von Nahrungskette und Lebensmittelbran-
che, da die Rinder zwar nicht selbst aus der betroffenen Region stammten, aber 
mit radioaktiv kontaminiertem Heu aus der Nähe des Atomkraftwerks gefüttert 
worden waren (APJF 2011: 3). Um die weitere Verbreitung verseuchter Lebensmittel 
auf dem japanischen Markt zu unterbinden, verhängte die japanische Regierung 
im August 2011 Liefersperren für zahlreiche Agrarprodukte. Diese wurden aber bis 
Ende 2011 teilweise wieder aufgehoben (YS 01.11.2011). Dennoch rissen die Mel-
dungen über radioaktiv verseuchte Nahrungsmittel bis zum Frühjahr 2012 nicht ab. 
So wurden im März 2012 Sandaale an der Küste der Präfektur Fukushima gefangen, 
die über 14.000 Becquerel pro Kilogramm (bq/kg) radioaktives Cäsium3 enthielten. 
Auch in Süßwasserfischen aus Flüssen der Präfektur Fukushima wurden ähnlich 
hohe Werte gemessen (MS 29.03.2012).
Im Februar 2012 fand ich in Supermärkten von Kyūshū (vereinzelt) bis Tōhoku 

(häufig) Gemüse aus der Präfektur Fukushima. Dem MHLW und dem Ministeri-
um für Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft (MAFF) zufolge gelangen aber nur 
noch solche Lebensmittel in die Supermarktregale, welche die offiziellen Grenz-
werte nicht überschreiten. Die Informationen über Grenzwerte, Messungen, Lie-
ferverbote und über die Auswirkungen radioaktiver Substanzen in Lebensmitteln 
auf die Gesundheit, welche die japanische Regierung nach dem 11. März verbreitete, 
werden von Verbraucherschutzorganisationen innerhalb und außerhalb Japans als 
unzureichend kritisiert (Foodwatch 2011; CUJ 2011). 
Viele Konsumenten in Japan sind verunsichert und versuchen, sich über die von 

verstrahlten Lebensmitteln ausgehenden Gefahren zu informieren. Die zentrale 
Frage dieses Aufsatzes lautet daher: Welche Informationen stellen die japanische 
Regierung, Lebensmittelproduzenten, Händler und Verbraucher(schutz)gruppen 
japanischen Konsumenten zur Verfügung, um sie über Radioaktivität in Lebens-
mitteln zu informieren? Die Untersuchung der Risikokommunikation dieser Ak-
teure soll Einblick in die »Herrschaftsverhältnisse der Risikoinszenierung« (Beck 
2007: 5) geben und Aussagen darüber ermöglichen, wer die umkämpfte Definiti-
onshoheit darüber hat, was »sichere Lebensmittel« nach dem 11. März 2011 sind. 
Natürlich informieren sich japanische Konsumenten auch in sozialen Netzwer-

ken, Blogs und in der Ratgeberliteratur. Im Gegensatz zu vielen Verfassern von 
Blogeinträgen und Ratgeberliteratur sind die hier zu untersuchenden Akteure je-
doch etabliert, klar identifizierbar und – wenn auch in unterschiedlicher Quali-

3.	 Die damaligen Grenzwerte lagen bei 500 bq/kg.
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tät und Quantität – organisiert und untereinander vernetzt. Der Aufsatz basiert 
auf den Ergebnissen einer Befragung japanischer Konsumenten per E-Mail (Juli 
bis September 2011) und qualitativer Interviews mit Vertretern von Verbraucher-
schutzverbänden, Bauern, Vertretern der Lebensmittelindustrie und Verbraucher-
kooperativen (Februar 2012) sowie auf der Analyse von Informationen staatlicher 
Behörden und von Medienbeiträgen zum Thema Lebensmittelsicherheit.

2.	 Lebensmittelsicherheit, Risiken und Kommunikation

In der sozialwissenschaftlichen Forschung über Lebensmittelsicherheit und Ri-
siken im Lebensmittelbereich wird davon ausgegangen, dass Lebensmittelsicher-
heit und Risiken konstruiert und das Ergebnis politischer Aushandlungsprozesse 
sind (Busch 2004; Nestle 2003). Nestle (2003: 1) weist darauf hin, dass es bei 
Diskussionen um Lebensmittelsicherheit um weit mehr geht als nur darum, sich 
die Hände zu waschen und Essen bei höheren Temperaturen zu kochen. Betroffen 
sind die Interessen mächtiger Lebensmittelkonzerne und Agrarlobbyisten, deren 
oberstes Ziel die Gewinnmaximierung ist. Besonders problematisch sei die Kom-
plexität der Lebensmittelbranche. Jedes Unternehmen, das mit einem Lebensmittel 
vom Saatgut bis zum fertig verpackten Produkt im Supermarkt zu tun hat, bemühe 
sich, die Verantwortung auf einen anderen Akteur innerhalb der Produktions- und 
Distributionskette bis hin zum Verbraucher abzuwälzen. 
Jeder dieser Akteure trifft aber auch eigene Entscheidungen darüber, wie mit 

Risiken umzugehen und wie diese den Verbrauchern zu kommunizieren sind. 
Risiko-Kommunikation umfasst laut French, Maule und Mythen (2005) das 
Erklären von und die Beratung zu Risiken, die sich an verschiedene Akteure richtet. 
Im Lebensmittelbereich gehören dazu häufig die Kennzeichnung von Produkten 
und die Informationsverbreitung via Massenmedien. Ein wichtiger Bestandteil des 
Risikomanagements ist die Bewertung und Gewichtung der prognostizierten Aus-
wirkungen von Risiken durch die Entscheidungsträger. Diese Einschätzung von 
Bedeutung und Relevanz der Risiken variiert je nach Akteursgruppe und auch in-
nerhalb dieser Gruppen. Die Bewertung der Wichtigkeit wird oft auf »wissenschaft-
licher« Basis getroffen. Wissenschaft und der Prozess der Gewichtung werden aber 
von French, Maule und Mythen (2005) als subjektiv und nicht als unhintergeh-
bar und objektiv verstanden.
Problematisch ist, dass Risiko-Management häufig auf der Basis von Hypo-

thesen darüber, was passieren könnte, operieren muss, da gerade im Bereich von 
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Lebensmittelrisiken selten ausreichende Daten existieren, die Auswirkungen und 
Ausmaß von Risiken belegen könnten. Risiko-Kommunikation erfordert nach 
French, Maule und Mythen (2005: 879) die wissenschaftliche Beurteilung 
von Risiken für alle involvierten Akteure, die Durchführung von Gegenmaßnah-
men sowie eine Kommunikation, die allen Akteuren das Verständnis der Risiken 
und entsprechende Entscheidungen ermöglicht. Laut Beck (2007: 61) heben aber 
Großgefahren wie Atomkraft die Berechenbarkeit von Risiken auf, da mit ihnen 
nicht-eingrenzbare, globale und oft irreparable Schädigungen verbunden seien. Be-
sonders problematisch sei, dass z.B. ein Atomunfall »raum-zeitlich unbegrenzt« sei 
und »zu einem Ereignis mit Anfang und ohne Ende, zu einem ›open-end-festival‹ 
der schleichenden, galoppierenden und sich überlagernden Zerstörungen« (Beck 
2007: 62) werde. Daher erwiesen sich »Normalitätsstandards, Messverfahren und 
damit die Kalkulationsgrundlagen für Gefahren [...] als unanwendbar« (Beck 
2007: 62).

3.	 Lebensmittelsicherheit in Japan vor Fukushima

Um die spezifischen Reaktionen und Informationspolitiken verschiedener Akteure 
nach der Atomkatastrophe einordnen zu können, gebe ich zunächst einen kurzen 
Überblick über die bisherigen Agenden von Verbrauchern, Produzenten und der 
japanischen Regierung. Waren bis in die 1960er Jahre hinein Fragen nach einer 
ausreichenden Versorgung mit Lebensmitteln (food security) wichtiger als die Si-
cherheit der Lebensmittel (food safety), wandelte sich der Fokus der Verbraucher in 
den 1960er Jahren (Jussaume 2001). Besonders Mütter hinterfragten die exzessive 
Verwendung von Agrarpestiziden in der japanischen Landwirtschaft. Verbraucher-
kooperativen sowie zahlreiche lokale Verbrauchergruppen wurden in den 1960er 
und 1970er Jahren gegründet, um ihre Mitglieder mit »sicheren« Lebensmitteln 
zu versorgen. Mit »Sicherheit« war damals hauptsächlich der Verzicht auf Agrar
pestizide gemeint. Die Kooperativen schlossen Verträge mit solchen Produzenten 
ab, die bereit waren, diese Anforderungen zu erfüllen. 
In den 1990er Jahren gerieten genetisch veränderte Pflanzen in den Fokus von 

Konsumenten und Verbraucherschützern. Jussaume (2000: 211) zufolge zeugt be-
sonders der stark wachsende Sektor der ökologischen Landwirtschaft von einem 
großen Bewusstsein für Fragen von Lebensmittelsicherheit unter den japanischen 
Konsumenten. Aber auch heute kämpfen Verbraucherschutzgruppen wie Nihon 
Shōhisha Renmei (CUJ, Consumers Union of Japan) oder Organisationen des 
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Seikyō-Netzwerkes gegen Zusatz- und Farbstoffe oder Geschmacksverstärker in 
Lebensmitteln und gegen Etikettenschwindel. 
Das Vertrauen der Konsumenten wird immer wieder durch Lebensmittel

skandale erschüttert (Kawagishi 2008). Häufig geht es bei diesen Skandalen um 
Etikettenschwindel. Dazu gehören falsche Herkunftsangaben ebenso wie die Ver-
fälschung von Haltbarkeits- und Verbrauchsdatum und Inhaltsstoffen. Prominent 
war der gyōza-Vorfall im Jahr 2008. Ein japanischer Lebensmittelhändler hatte 
in China produzierte Tiefkühl-Teigtaschen, die Rückstände von Agrarpestiziden 
enthielten, an Supermärkte in Japan geliefert. Zahlreiche Verbraucher erlitten da-
nach Lebensmittelvergiftungen. Die japanischen Medien propagierten daraufhin 
exzessiv die Gefährlichkeit chinesischer Lebensmittel und die Rückbesinnung auf 
in Japan produzierte Lebensmittel (Kawagishi 2008: 16). Diese Panikmache ist 
problematisch, weil Japans Selbstversorgungsrate auf Kalorienbasis im Jahr 2010 
bei 40 Prozent lag (Statistics Bureau 2012) und Japan auf Lebensmittelimpor-
te angewiesen ist – die 2009 zu 13 % aus China kamen (JETRO 2010). Überdies 
verschleiert diese Rhetorik auch die Verantwortung der involvierten japanischen 
Lebensmittelunternehmen und versucht von den zahlreichen, durch einheimische 
Lebensmittelhersteller verursachte Lebensmittelskandale innerhalb Japans abzu-
lenken (Kawagishi 2008).
Takeda (2008) stellt einen starken Nationalismus in Diskursen über Ernährung 

und Lebensmitteln in Japan fest. Dieser Nationalismus entsteht nicht zuletzt aus der 
engen Verknüpfung von Lebensmittelsicherheit, Handelspolitik und japanischer 
Esskultur (Reiher 2009, Ohnuki-Thierney 1995). Die niedrige japanische 
Selbstversorgungsrate ist ein Politikum, das nicht nur durch die langjährigen en-
gen Verflechtungen des Verbands der Landwirtschaftlichen Kooperativen (Nōgyō 
Kyōdō Kumiai, kurz: Nōkyō), Ministerium für Agrarindustrie, Forstwirtschaft und 
Fischerei (MAFF) und der LDP problematisiert (Mulgan 2005), sondern auch 
von Verbraucherschützern thematisiert wird. Auf staatlicher Seite hat das zu ver-
schiedenen Versuchen geführt, den Konsum einheimischer Produkte zu stärken. 
Gesetze wie das Basic Law on Food Education (shokuiku kihonhō) von 2005 und 
das Basic Law on Food Safety (shokuhin anzen kihonhō) von 2003 implizieren, dass 
einheimische Agrarprodukte sicherer als importierte Lebensmittel seien. Entspre-
chend wird z.B. der Direktverkauf lokal angebauter Produkte (chisan chishō) auf 
lokaler Ebene gefördert, um die japanische Landwirtschaft zu unterstützen und da-
mit die Selbstversorgungsrate zu erhöhen (Hirata-Kimura und Nishiyama 2007).
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4.	 Die Konsumentenperspektive

Laut der von Oktober bis November 2011 durchgeführten staatlichen Umfrage zum 
Lebensstil der japanischen Bevölkerung ist es auch nach dem Erdbeben im März 
2011 nur für 28 % der Befragten wichtig, auf die Sicherheit von Lebensmittel zu 
achten (Naikakufu 2011).4 Lebensmittelsicherheit und Verbraucherschutz haben 
nach dem Erdbeben also für viele Japaner nicht die höchste Priorität. Eine eigene 
qualitative Emailbefragung von 64 Konsumenten aus den Regionen Kyūshū, Kantō 
und Kansai5 ergab, dass sich das Verhalten beim Lebensmittelkauf nach der Atom-
katastrophe bei knapp der Hälfte der Befragten gar nicht und bei 14 % nur gering-
fügig verändert hat; 35 % der Befragten gaben jedoch an, dass sich ihr Einkaufsver-
halten grundlegend gewandelt habe. 
90 % derjenigen Befragten, die ihre Konsumgewohnheiten seit dem 11. März 2011 

verändert haben, achten mehr auf die Herkunft der Lebensmittel, die sie kaufen. 
Sie wollen keine Lebensmittel aus der Tōhoku-Region kaufen, erwähnen aber auch, 
dass sie deswegen ein schlechtes Gewissen haben wie diese 30-jährige Frau aus Ka-
nagawa:

Ich habe bisher sehr gern Gemüse und Reis aus Tōhoku gekauft, aber seit dem 
Atomunfall meide ich Produkte aus Tōhoku. Weil die Gefahr der radioaktiven 
Verstrahlung besteht und ich davor Angst habe, kann ich sie nicht mehr kaufen. 
Wenn es nur um die Folgen von Erdbeben und Tsunami ginge, würde ich wirklich 
gern Produkte aus Fukushima kaufen, um den Wiederaufbau zu unterstützen, 
aber weil ich an die Möglichkeit der Verstrahlung denke, kann ich sie einfach 
nicht kaufen, auch wenn mir das sehr leid tut.

Eine Frau aus Ōsaka in den Fünfzigern gab an, seit dem 11. März nur noch Kon-
serven zu kaufen, weil sie sichergehen möchte, dass Gemüse und Fisch vor dem  

4.	 Mehrfachantworten waren möglich. Antwortmöglichkeiten waren z.B. Strom sparen, die Familie, 
die Liebe zum Heimatort etc.

5.	 Die Befragung wurde zwischen Juli und Oktober 2011 durchgeführt. Es nahmen 24 Personen aus 
Kyūshū, 18 Personen aus Kansai, 17 Personen aus Kantō und fünf Personen aus anderen Regionen 
Japans teil. Während die Altersgruppen zwischen 20 und 80 Jahren relativ gleichmäßig vertreten 
sind, waren 80 % der Teilnehmer weiblich. Damit ist die Umfrage keineswegs repräsentativ, gibt 
aber Hinweise auf Themen, die im Bereich Lebensmittelsicherheit nach Fukushima relevant sein 
könnten. Aus den Ergebnissen der Umfrage entwickelte ich den Interviewleitfaden für 26 quali-
tative Interviews, die ich im Februar 2012 mit Verbraucherschützern, Lebensmittelproduzenten, 
Händlern und Vertretern aus Wissenschaft, Politik und Verwaltung führte.
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11. März geerntet bzw. gefangen wurden. Ein Mann aus Ōsaka (40–50 Jahre), ant-
wortete:

Ich habe aufgehört, Rindfleisch und Milch zu kaufen. Ich kaufe auch kein Blatt-
gemüse mehr, das von weiter östlich als aus der Präfektur Aichi kommt. Ich kaufe 
nur noch Fische aus Küstengewässern in der Nähe, aber weil oft unklar ist, wo 
die Fanggründe sind, habe ich mir vorgenommen, ab nächstem Monat auf ver-
schiedene Fischsorten zu verzichten.

Auf die Frage, welche Sorgen und Ängste sie mit dem AKW-Unglück in Fuku
shima im Zusammenhang mit Lebensmitteln verbinden würden, antworteten nur 
sechs der 64 Befragten, dass sie sich keinerlei Sorgen machten, weil sie sich weit 
genug von Fukushima entfernt wähnten, da sie in Kansai (1) und Kyūshū (5) leben. 
Aus den Antworten geht hervor, dass sich die Befragten nicht ausreichend über 
die Auswirkungen von Radioaktivität auf die menschliche Gesundheit und darüber 
informiert fühlen, ob und welche Lebensmittel mit wieviel Radioaktivität belastet 
sind, dass sie den Informationen der Regierung nicht trauen und sich vor allem um 
die Zukunft der Kinder sorgen. 
Entsprechend wünschen sich die Befragten »wahrheitsgemäße Informationen« 

und eine Kennzeichnung von Lebensmitteln, die darüber informiert, ob und mit 
welchem Ergebnis das Produkt auf Radioaktivität kontrolliert wurde. Ein Mann 
(62) aus Tōkyō wünscht sich:
 

[…] Informationen, die auf der Grundlage von Daten ein Urteil darüber erlau-
ben, welche Mengen radioaktiver Substanzen welche Auswirkungen auf meinen 
Körper haben. Außerdem möchte ich genau wissen, welche Anbaugebiete wie 
stark kontaminiert sind, ebenso wie das Kontrollsystem der Lebensmittel, die auf 
dem Markt zirkulieren, funktioniert und ich möchte, dass die Messergebnisse 
veröffentlicht werden. Weil wir über radioaktive Verseuchung gar nichts wissen, 
ist es das Wichtigste, die Bevölkerung leicht verständlich darüber zu informieren. 
Darüber hinaus sollen schnellstmöglich verlässliche Daten veröffentlicht werden.

Insgesamt geht aus der Umfrage ein tiefes Misstrauen gegenüber und Unzufrie-
denheit mit den Informationen hervor, welche die japanische Regierung und die 
Produzenten verbreiten. Während sich die meisten Forderungen nach zuverlässigen 
Informationen an die japanische Regierung richten, werden auch die Lebensmittel-
produzenten aufgefordert, mehr zur Aufklärung der Konsumenten beizutragen.
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5.	 Akteure, die Informationen über Lebensmittel verbreiten  
(nach dem 11. März 2011)

5.1	 Staatliche Akteure

Für die Bewertung von Risiken für die Sicherheit von Lebensmitteln ist die Food 
Safety Commission (Shokuhin Anzen I’inkai, kurz: FSC) zuständig, die sich als un-
abhängiges Organ versteht, aber dennoch eng mit dem MHLW zusammenarbeitet. 
Die Aufgaben der FSC bestehen: (1) in der Einschätzung von Risiken, deren Be-
wertung und dem Aussprechen von Empfehlungen an die relevanten Ministerien, 
(2) in der Risiko-Kommunikation mit Konsumenten und Agrofood-Unternehmen 
und (3) auf Lebensmittelskandale und Notfälle zu reagieren (FSC 2012). Die gesetz-
lichen Grundlagen liefern drei Gesetze: der Food Sanitation Act (shokuhin eiseihō) 
von 1947, das Law Concerning Standardization and Proper Labeling of Agricultural 
and Forestry Products (JAS Law) von 1950 und das Basic Law on Food Safety (sho-
kuhin anzen kihonhō) von 2003. 
Die japanische Regierung wurde heftig für ihr Krisenmanagement nach der 

Atomkatastrophe in Fukushima kritisiert. Ein Vorwurf lautete, dass Lebensmittel 
aus Fukushima sofort nach der Explosion des Kernkraftwerks hätten vom Markt 
genommen werden müssen, um eine Verbreitung radioaktiven Jods zu verhindern 
(Foodwatch 2011). Erst mit der Festlegung der vorläufigen Grenzwerte mehr als 
zwei Wochen nach der Atomkatastrophe hätte überhaupt eine Aufklärung über 
radioaktiv kontaminierte Lebensmittel begonnen. Gleichzeitig hätten sich Regie-
rungsvertreter vor allem bemüht zu beteuern, dass die Aufnahme radioaktiver 
Strahlung durch die Nahrung keine sofortigen Auswirkungen auf die Gesundheit 
habe, solange kontaminierte Nahrung nicht jeden Tag gegessen werde. Dem wider-
sprechen jedoch zahlreiche Wissenschaftler, die die Regierung für ihre Nachlässig-
keit bei der Einführung eines effizienten Systems von Radioaktivitätsmessungen 
und der Durchsetzung von Auslieferungsverboten kritisieren (APJF 2011: 2). 

5.1.1	 Grenzwerte 

In Japan existierten vor dem 11. März 2011 keine Grenzwerte für die Belastung von 
Lebensmitteln mit radioaktiven Substanzen. Daher erarbeitete die FSC bis zum 17. 
März 2011 Grenzwerte, die am 29. März 2011 vom Parlament verabschiedet wurden. 
Lebensmittel, welche diese Grenzwerte überschritten, durften nicht mehr verkauft 
werden. Die vorläufigen Grenzwerte wurden zunächst wegen ihrer Dringlichkeit 
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von der FSC ohne eine ausreichende Prüfung bereits existierender Forschung zu 
den Auswirkungen radioaktiver Lebensmittel auf die menschliche Gesundheit 
festgelegt (Frid 2011: 2). Der Strahlenphysiker Noguchi6 (2011: 25–26) hält die 
Grenzwerte prinzipiell für angemessen. Obwohl die vorläufigen Grenzwerte am 
17. März sehr schnell beschlossen worden seien, so Noguchi, basierten sie doch 
auf einer soliden wissenschaftlichen Grundlage. Unabhängig von dem Atomunfall 
in Fukushima habe die Kommission für nukleare Sicherheit (Genshiryoku Anzen 
I’inkai) schon viel früher auf der Basis von Daten der International Commission on 
Radiological Protection (ICRP) einen Index für die Beschränkung der Aufnahme 
von Lebensmitteln und Getränken für den Notfall ausgearbeitet. 

Tabelle 1: Grenzwerte für Radioaktivität in Lebensmitteln für Cäsium in bq/kg
Trinkwasser Milch Alle anderen  

Lebensmittel
Babynahrung

Vorläufige Grenzwerte Japan  
29.03.2011–31.03.2012 (MHLW 2012)

200 200 500 200

Neue Grenzwerte Japan  
ab 01.04.2012 (MHLW 2012)

10 50 100 50

EU-Grenzwerte für Importe aus Japan  
(Foodwatch 2011)

200 200 500 200

EU Schubadenverordnung* 1000 1000 1250 400

FAO Codex seit 2006 (FAO 2012) 1000 1000 1000 1000

In der »Schubladenverordnung« VO 3954/87, geändert durch die VO 2218/89, wurden nach Tscherno-
byl Grenzwerte für den nuklearen Katastrophenfall festgelegt. Diese sind nur im Fall eines atomaren 
Notfalls gültig. Die weniger strengen Grenzwerte sollen im Notfall verhindern, dass nicht mehr genü-
gend Nahrungsmittel zur Verfügung stehen. Quelle: Foodwatch (2011: 6).

In einem Gutachten von Foodwatch Deutschland zu den Grenzwerten für radio
aktive Substanzen in Lebensmitteln werden jedoch viel niedrigere Grenzwerte für 
Cäsium in allen Lebensmitteln gefordert. Sie sollten für Erwachsene 8 bq/kg und 
für Kinder 4 bq/kg nicht überschreiten dürfen (Foodwatch 2011: 34). Die Autoren 
des Gutachtens verweisen überdies auf den problematischen Umgang internationa-
ler Gremien mit den Folgen von Atomkatastrophen. Sie kritisieren, dass das Komi-

6.	 Noguchi Kunikazu ist ein an der Nihon Daigaku tätiger Physiker und Strahlenexperte, der im 
Juli 2011 einen Ratgeber zum Umgang mit radioaktiv kontaminierten Lebensmitteln publizierte 
(Noguchi 2011), der zu einem Bestseller geworden ist. Er hatte zuvor bereits zahlreiche Sach-
bücher zum Thema Radioaktivität veröffentlicht und in der Region um Tschernobyl über radio-
aktiv verseuchte Lebensmittel geforscht. Auf der Liste der goyōgakusha fehlt er, unterstützt aber 
größtenteils die Behauptung der Regierung, dass die Lebensmittel, die auf den japanischen Markt 
gelangen, gesundheitlich unbedenklich seien und rät vor allem, Lebensmittel vor dem Verzehr gut 
zu waschen, zu kochen und zu braten.
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tee der Vereinten Nationen für die Wirkung Atomarer Strahlen (UNSCEAR) oder 
die IAEA die gesundheitlichen Folgen von Tschernobyl bewusst herunterspielten. 
Laut Pflugbeil (2012: 6) zeigt das die Ignoranz der UN-Gremien gegenüber zahl-
reichen wissenschaftlichen Studien, welche das Gegenteil bewiesen.
Aber auch japanische Verbraucherschutzgruppen wie CUJ und der Lebensmit-

tellieferant Daichi o Mamorukai (DMK) kritisierten die Grenzwerte als zu hoch 
(CUJ 2011, DMK 2012b). Auch auf deren Druck hin, so ist sich ein Vertreter von 
CUJ (Interview Yasushi Yamaura 20127) sicher, legte die japanische Regierung am 
22. Dezember 2011 auf der Basis einer umfassenden Analyse bestehender wissen-
schaftlicher Arbeiten durch die FSC (2011b) neue Grenzwerte fest (siehe Tabelle 1). 
Die neuen Grenzwerte wurden auf der Basis der Codex-Bestimmungen der FAO 
errechnet, denen zufolge die maximale Dosis der durch Nahrung aufgenommenen 
radioaktiven Strahlung bei einem Millisievert pro Jahr liege. Zwar seien die Codex-
Grenzwerte mit 1000 bq/kg doppelt so hoch wie die des MHLW, aber der Anteil 
radioaktiv kontaminierter Lebensmittel und damit die durchschnittliche Verzehr-
menge liege in Japan erheblich höher als die theoretisch angenommene Menge, die 
den Codex-Grenzwerten zugrunde liege. Die neuen Grenzwerte seien unter dem 
Gesichtspunkt festgelegt worden, die Sicherheit der Bevölkerung zu gewährleisten 
(Kobayashi 2011).
Am 1. April 2012 traten die neuen Grenzwerte für Cäsium in Kraft (MHLW 2012). 

Allerdings gelten die strengeren Grenzwerte für Reis und Rindfleisch erst ab Okto-
ber 2012, um »Verwirrung bei den Verbrauchern zu vermeiden« (The Mainichi 
24.02.2012). Während Verbraucherschutzgruppen wie Foodwatch oder CUJ bemän-
geln, dass die neuen Grenzwerte immer noch zu hoch seien, beklagen Nōkyō und 
einige Kommunen, dass sie im internationalen Vergleich viel zu niedrig ausfielen. 
Das habe verheerende Folgen für die Bauern aus Fukushima und Umgebung, die 
nun gar nichts mehr verkaufen könnten (Nakamura und Koizumi 2011: 1). Die 
neuen Grenzwerte hatten bereits vor ihrem Inkrafttreten praktische Auswirkungen. 
So forderten z.B. Eltern direkt nach Bekanntwerden der niedrigeren Grenzwerte 
im Dezember 2011, dass in der Schulspeisung keine Zutaten mehr verwendet wer-
den dürften, welche die neuen und noch nicht gültigen Grenzwerte überschreiten 
(Aoki 2012). 

7.	 Während die im Folgenden verwendeten Namen meiner Interviewpartner Pseudonyme sind, wur-
de der Name dieses Interviewpartners auf dessen Wunsch hin nicht anonymisiert.
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5.1.2	Messungen

Nach Artikel 29 des Food Sanitation Act sind Staat und Gebietskörperschaften für 
Lebensmittelkontrollen zuständig. Die Präfekturen waren jedoch noch im August 
2011 damit beschäftigt, überhaupt erst einmal ein System für Messungen von Agrar-
produkten einzurichten (TDY 21.08.2011). Die Kommunen verfügen nicht über 
genügend Präzisionsgeräte zur Messung von Radioaktivität in Lebensmitteln. Sie 
erhielten bisher keine finanzielle Unterstützung für die Anschaffung besserer Ge-
räte. Einige Gemeinden greifen daher auf Leasing-Angebote zurück (Nakamura 
und Koizumi 2011). Die fehlende staatliche Unterstützung stellt bei der ohnehin 
prekären Haushaltslage vieler japanischer Kommunen (Hüstebeck 2009: 34) ein 
ernstes Problem dar. Eigentlich sieht Artikel 3 des Food Sanitation Act vor, dass 
der Staat den Gebietskörperschaften technische und finanzielle Unterstützung ge-
währleisten muss, damit sie ihren Pflichten zur Kontrolle von Lebensmitteln auch 
nachkommen können. Bisher ist das aber nur in sehr geringem Maße erfolgt (Na-
kamura und Koizumi 2011).

Druck auf die Gebietskörperschaften üben auch Eltern aus, die verlangen, dass 
die für die Schulspeisung verwendeten Zutaten gemessen werden. Im Tōkyōter 
Stadtteil Setagaya-ku erreichten Eltern, dass Messgeräte angeschafft wurden und 
das Ministerium für Erziehung, Kultur, Sport, Wissenschaft und Technologie 
(MEXT) stellte im März 2012 erste Finanzmittel für 17 Präfekturen in Tōhoku und 
Kantō zur Verfügung, um Messgeräte zu kaufen (Aoki 2012). Auch der Physiker 
Noguchi (2011: 20) weist darauf hin, dass die Zahl der Einrichtungen, die über 
präzise Messgeräte verfügen, begrenzt ist. Daher können diese Messstationen auch 
bei voller Auslastung nicht alle Lebensmittel messen. Darüber hinaus garantieren 
Stichproben auch nicht, dass alle Lebensmittel tatsächlich »sicher« sind.
Viele Konsumenten sind unzufrieden mit den Messungen, weil sie lediglich 

– wenn überhaupt – erfahren, ob die radioaktive Belastung die Grenzwerte über-
schreitet, aber nicht, wie hoch die radioaktive Belastung der Lebensmittel tatsäch-
lich ist (Aoki 2012). Eine Kennzeichnungspflicht gibt es nicht. Da die Messungen 
durch Kommunen, Präfekturen und staatliche Organisationen nicht ausreichen, 
ergreifen Produzenten, Konsumenten und Händler selbst die Initiative (Fackler 
2012). So sind zahlreiche Bürgermessstationen (Shimin Hōshanō Sokuteisho, kurz: 
CRMS) in der Präfektur Fukushima und in und um Tōkyō entstanden, die Bauern 
und Konsumenten gegen eine Gebühr von 3000 Yen anbieten, Lebensmittel zu un-
tersuchen und die Ergebnisse im Internet zu publizieren (CRMS 2012). Auch bei 
der Etablierung der Bürgermessstationen spielen vor allem Eltern als Initiatoren 
und Unterstützer eine wichtige Rolle (Aoki 2012). 
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Nicht nur die Durchführung von Messungen scheint schwierig, auch die Durch-
setzung von Auslieferungsverboten ist problematisch. The Daily Yomiuri be-
richtete im August 2011 von Bauern aus der Präfektur Miyagi, die entgegen eines 
Verbots der Präfekturverwaltung Reis nach Tōkyō verkauften. Eigene Messungen 
hatten ergeben, dass der Reis sicher sei. Ein Vertreter des MAFF kritisierte die-
sen Vorgang aber nicht deswegen, weil die Gesundheit der Verbraucher gefährdet 
würde, sondern weil die Konsumenten denken könnten, das Kontrollsystem der 
Präfekturen sei nicht effektiv (TDY 21.08.2011, Fackler 21.01.2012).
Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass durch die Senkung der 2011 durch 

die japanische Regierung festgelegten Grenzwerte auch das Vertrauen der Konsu-
menten in deren Zuverlässigkeit gesunken ist. Hinzu kommen die Probleme von 
Staat und Gebietskörperschaften bei der Einführung eines flächendeckenden und 
transparenten Kontrollsystems für Radioaktivität in Lebensmitteln. Daher haben 
Lebensmittelhändler, -produzenten und Bürgergruppen eine Vielzahl alternativer 
Standards und Messinstanzen etabliert. Dies hat nicht nur die Unübersichtlichkeit 
und Verunsicherung auf Seiten der Konsumenten erhöht, sondern stellt auch die 
Autorität des japanischen Staates bei der Definition von Lebensmittelsicherheit in 
Frage. Entsprechend forderte das MAFF die Lebensmittelbranche im April 2012 auf, 
abweichende eigene Grenzwerte aufzugeben und sich statt dessen an die Grenz-
werte der Regierung zu halten (AS 21.04.2012).

5.2	 Produzenten

Das MAFF (2011) beziffert die Schäden, die der Tsunami für die Land- und Fische-
reiwirtschaft verursachte, im Juli 2011 mit 2,115 Billionen Yen. Durch die radioaktive 
Verstrahlung zahlreicher Anbaugebiete in und außerhalb der Präfektur Fukushima 
können viele Bauern ihre Agrarprodukte außerhalb der Präfektur nicht verkaufen. 
Dennoch haben sie keine oder nur eine geringe Entschädigung von der Regierung 
erhalten. TEPCO zahlte bisher nur an diejenigen Bauern, deren Land innerhalb der 
Sperrzone liegt (APJF 2011: 2).
Der Bio-Bauer Ichirō Ikeda aus Nihonmatsu in der Präfektur Fukushima bewer-

tet die Situation für die Bauern der Region als katastrophal:

Meine Geschäftsbeziehungen zu Lebensmittelhändlern wurden fast vollständig 
beendet. Auch über 70 % der privaten Abnehmer haben sich von uns getrennt. 
Jetzt sind es nicht mehr die Gefahren, die von Agrarpestiziden oder Zusatzstoffen 
ausgehen, sondern die Gefahren, die von Radioaktivität ausgehen, welche die 
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Menschen verängstigen. Dagegen wirken Pestizide weniger gefährlich, denke ich. 
Aus der Perspektive eines Landwirts ist die Angst besonders groß, weil nicht klar 
ist, ob die eigene Erde und das Wasser radioaktive Substanzen enthalten. Die 
lokale Verwaltung und die Bauern hier sehen sehr pessimistisch in die Zukunft. 
Sie sind ratlos.

Dennoch will Herr Ikeda die Landwirtschaft nicht aufgeben. Er betreibt seit 40 
Jahren Bio-Landbau und war einer der Pioniere in der Präfektur Fukushima. So 
wird aus der Landwirtschaft in Fukushima wieder eine Subsistenzwirtschaft. Die 
Landwirte, die bleiben, essen ihre Produkte selbst, berichtet Mihoko Tanaka, Mut-
ter von drei Kindern, die aus Nihonmatsu zu ihrer Familie nach Kobe geflüchtet ist 
und Fukushima nur noch selten besucht:

Die alten Leute sagen, dass es für sie selbst schon in Ordnung ist. Aber besonders 
Leute mit kleinen Kindern, auch wenn sie der Meinung sind, dass es für sie selbst 
in Ordnung ist, sorgen sich natürlich wegen des Essens. Sie essen weiter, was sie 
selbst anbauen, aber ihren Kindern und Enkeln wollen sie es lieber nicht geben. 
[Mein Bekannter] Herr Kondo hat die Landwirtschaft aufgegeben, weil es un-
möglich geworden ist [Landwirtschaft zu betreiben]. Egal ob er testet, bevor er 
verkauft: die Zahl der Kunden hat sich halbiert, weil »Hergestellt in Fukushima« 
auf den Produkten steht. 

Deshalb halten viele Bauern aus der Region wie der oben erwähnte Herr Ike-
da Messungen auch nicht für hilfreich, da ohnehin niemand ihre Produkte kaufen 
würde. Die Strategien zahlreicher Bauern und von Nōkyō sind eher darauf ausge-
richtet, Konsumenten von der Ungefährlichkeit ihrer Produkte zu überzeugen und 
die Aufhebung von Verkaufsverboten zu erwirken (AS 27.09.2011). Auch das MAFF 
hält die Veröffentlichung zu vieler Details für schädlich – für die Bauern. Es gibt 
aber auch Bauern in der Präfektur Fukushima, welche die Angebote der Bürger-
messstationen nutzen oder sich zusammenschließen, um gemeinsam zu testen. Die 
nötigen Geräte wurden zum Teil aus Spenden angeschafft (Fackler 21.01.2012).
Während das JAS Law vorschreibt, die Herkunftspräfektur frischer Produkte wie 

Obst, Gemüse, Fleisch oder Fisch anzugeben, ist es für Konsumenten bei weiter-
verarbeiteten Produkten erheblich schwieriger, die Herkunft der Inhaltsstoffe in 
Erfahrung zu bringen. Zwar müssen die Inhaltsstoffe und die Adresse des Händlers 
aufgeführt werden, nicht aber die Anbaugebiete der Zutaten. Daher, so der Leiter 
der Abteilung für Lebensmittelsicherheit eines großen Unternehmens für Milch-
produkte, sei schwer nachvollziehbar, ob die Zutaten radioaktiv kontaminiert sind. 
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Daher sei die Annahme vieler Konsumenten, sie seien sicher vor kontaminierten 
Lebensmitteln, weil sie weit weg von Fukushima leben, falsch (Interview Akio  
Maeda 2012): 

Nehmen wir das Beispiel Meiji. Als in der Babynahrung Radioaktivität entdeckt 
wurde, war die Aufregung groß, obwohl die Werte unterhalb der Grenzwerte 
lagen. Das Ergebnis dieser Aufregung war, dass festgestellt wurde, dass dieses 
Produkt überall verkauft wurde: in Kyūshū und auch in Okinawa. In ganz Japan 
begannen sich die Menschen zu fragen, ob in den verarbeiteten Lebensmitteln 
Radioaktivität enthalten ist oder nicht. Diese Angst hat zugenommen, denke ich. 
Was Inhaltsstoffe und frische Lebensmittel wie z.B. Gemüse betrifft, ist die Sorge 
hier [in Tōkyō] größer als im Westen, aber was weiterverarbeitete Lebensmittel 
betrifft, da ist es in ganz Japan ähnlich.

Im Dezember geriet Milchpulver für Säuglinge der Firma Meiji in die Schlagzei-
len, weil es Cäsium enthielt (Aihara 2011). Meiji sei aber offensiv mit dem Vorfall 
umgegangen und habe die Kontrollen im Unternehmen verbessert, so ein Mit-
arbeiter der Abteilung für Lebensmittelkontrollen des Unternehmens (Interview 
Tatsuya Suzuki 2012).
Viele große Unternehmen der Lebensmittelbranche wie Ajinomoto und Mori-

naga führen wie Meiji eigene Radioaktivitätsmessungen ihrer Produkte durch, da, 
so ein Vertreter der Branche, »die Konsumenten sehr sensibel auf das Problem der 
radioaktiven Kontaminierung [von Lebensmitteln] reagieren« (Interview Akio 
Maeda 2012). Die Information, dass – und teilweise auch wie – gemessen wird, ver-
öffentlichen die Unternehmen auf ihren Internetseiten, um die Konsumenten zu 
beruhigen. Allerdings hält Herr Maeda es für wünschenswert, dass der Staat die 
Kontrollen in Zukunft übernimmt, da sie sehr teuer seien:

Ich denke, dass es für uns als Produzenten der weiterverarbeitenden Lebensmit-
telindustrie sehr schwer ist, alle Produkte selbst zu untersuchen. […] Anstatt die 
Kontrollen in den Unternehmen durchzuführen, wäre es das Beste, ein über
geordnetes Kontrollsystem zu etablieren, das verhindert, dass radioaktiv kon-
taminierte Produkte auf den Markt gelangen. Wenn der Staat die Unternehmen 
dabei nicht unterstützt, wird das sehr schwierig [für die Betriebe]. 

Zwar können Konsumenten auf den Internetseiten der Unternehmen erfahren, 
dass sich die Lebensmittelfirmen an die staatlich verordneten Grenzwerte halten 
und wie gemessen wird, bei konkreten Anfragen, ob Lebensmittel »sicher« seien, 
müssten die Konzerne aber vorsichtig sein, so Herr Maeda:
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Wir versuchen, alle Anfragen ehrlich zu beantworten. Trotzdem dürfen wir nicht 
alle Informationen veröffentlichen. Wenn wir zu viel veröffentlichen, müssen wir 
Überreaktionen befürchten, z.B. wie in dem Fall, als Tee auf den Markt kam, in 
dem 1,6 bq/kg gemessen wurden und es eine riesige Aufregung gab. […] Obwohl 
wir uns mit ganzer Kraft bemühen, Lebensmittel herzustellen, die unterhalb der 
derzeitigen Grenzwerte liegen, können die Unternehmen nicht die Frage beant-
worten, wie sicher diese Produkte sind, auch wenn sich die Konsumenten an 
uns wenden. […] Wenn man den Fehler begeht zu antworten, gerät man in den 
Fokus [der Medien] und bekommt Schwierigkeiten. 

Die Interviewausschnitte zeigen, dass die Konsumenten auch von der 
Lebensmittelindustrie keine umfassende Transparenz erwarten können und sich 
die Unternehmen durch staatliche Vorgaben vor allem eingeschränkt fühlen. Die 
hier anklingende Medienschelte für das Verbreiten von Gerüchten, welche die Kon-
sumenten verunsichern und den Lebensmittelproduzenten schaden (fūhyō higai), 
wird von MAFF, Nōkyō und den Lebensmittelunternehmen gleichermaßen betrie-
ben.

5.3	 Verbraucherkooperativen

Das Misstrauen vieler Konsumenten hat auch zahlreiche Supermärkte und Verbrau-
cherkooperativen veranlasst, Messgeräte anzuschaffen und regelmäßig Produkte 
zu testen (Aoki 2012). Obwohl die Mehrheit der japanischen Konsumenten einen 
Großteil ihrer Lebensmittel im Supermarkt kauft, liegt der Fokus meiner Betrach-
tung auf Verbraucherkooperativen und Lebensmittelversandunternehmen. Diese 
sind deshalb besonders interessant, weil das Thema Lebensmittelsicherheit seit 
Gründung der Gruppen in den späten 1960er und 1970er Jahren eine sehr wichtige 
Rolle spielt und die Beziehungen zu den Produzenten sehr eng sind. Entsprechend 
sind die Kunden von Seikyō, Seikatsu Kurabu, zahlreichen lokalen Kooperativen 
und des Lebensmittellieferservices DMK häufig besonders bewusste Konsumenten. 
Da die lokalen Gruppen von Seikyō und Seikatsu Kurabu individuell festlegen, 

ob sie vor allem regionale Produkte verkaufen oder mit Produzenten in ganz Ja-
pan zusammenarbeiten, ist die Betroffenheit der Kooperativen durch die Atomka-
tastrophe sehr unterschiedlich ausgeprägt. Eine Ortsgruppe des Seikatsu Kurabu, 
Esukōpu Ōsaka, z.B. bietet seit vielen Jahren vor allem Produkte aus Westjapan an 
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(Interview Esukōpu Ōsaka8 2012) und kann daher anders mit der Problematik radi-
oaktiv verstrahlter Lebensmittel umgehen als DMK, eine NPO, die mittlerweile als 
Aktiengesellschaft organisiert ist und im großen Stil Lebensmittel, Holzprodukte, 
Geschirr und Kosmetik aus ganz Japan (und teilweise auch aus dem Ausland) vor 
allem in den Großraum Tōkyō liefert (Interview Kaori Nakamura 2012). 
DMK wurde 1975 gegründet, um organisch angebaute Produkte zu verkaufen. 

Ein großer Teil der Vertragsbauern ist in der Tōhoku Region angesiedelt. Nach dem 
Erdbeben befindet sich DMK deshalb in einem moralischen Dilemma (Otake 
26.06.2011), da das Unternehmen die Produzenten aus Tōhoku unterstützen, aber 
gleichzeitig Lebensmittel ohne radioaktive Stoffe für die gesundheitsbewussten 
Konsumenten in Tōkyō bereitstellen möchte. So ist die paradoxe Situation entstan-
den, dass DMK auf der Internetseite ein Gemüseset für Kinder anbietet, welches 
explizit keine Produkte aus Tōhoku enthält, und im Papierkatalog aus der letzten 
Februarwoche 2012 unter dem Titel »Tōhoku Kantō fukkō ōen« [Unterstützung des 
Wiederaufbaus in Tōhoku und Kantō] Sake und Reis aus Fukushima anbietet (DMK 
2012a: 30). Messwerte werden meist nicht angegeben. Einer Fußnote ist immerhin 
zu entnehmen, dass der Sake aus Fukushima getestet wurde und maximal 1 bq/kg 
radioaktiven Cäsiums und Jod enthält. Als DMK direkt nach dem Erdbeben mit 
dem Verkauf dieser Unterstützer-Sets begann, wurde das Unternehmen dafür be-
sonders von Müttern mit kleinen Kindern stark kritisiert. Um diese Kunden nicht 
zu verlieren, wurden die Kindersets eingeführt und Grenzwerte9 etabliert, die weit 
unter den alten und neuen offiziellen Grenzwerten liegen (DMK 2012b). 
Seikatsu Kurabu hingegen hat sich den staatlichen Grenzwerten angeschlossen 

– trotz zahlreicher Proteste der Mitglieder. Der Grund dafür ist, dass sich die Or-
ganisation nicht in der Lage sieht, die zahlreichen Produzenten dafür zu kompen-
sieren, dass ihre Produkte nicht mehr gekauft werden können, wenn sie niedrigere 
Grenzwerte überschreiten (Otake 26.06.2011). Auch Seikatsu Kurabu argumen-
tiert mit der Solidarität mit den Produzenten, die aber unweigerlich auf Kosten der 
Konsumenten erfolgt und somit die jahrelang funktionierende Balance im Seikatsu 
Kurabu zu kippen droht.

8.	 Das Interview wurde in Form einer Gruppendiskussion mit vier Mitgliedern von Esukōpu Ōsaka 
durchgeführt. 

9.	 Die Grenzwerte liegen für Trinkwasser bei 6, für Milch und Getränken bei 10, für Babynahrung 
bei 6, für Reis und Brot bei 10, für Fleisch bei 20, für Algen und Pilzen bei 100 und für Fisch und 
alle anderen Lebensmittel bei 50 bq/kg für Cäsium 134 und 137.
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5.4	 Verbraucherschützer und Konsumentengruppen

Nottage (2011: 36) zufolge hat sich nicht nur die gesetzliche Grundlage des Ver-
braucherschutzes in Japan seit den 1990er Jahren verbessert, Konsumenten seien 
heute gebildeter, selbstbewusster und besser vernetzt, was einen Anstieg von Lob-
byarbeit und Einfluss auf die Arbeit von Behörden und Regierung bewirkt habe. 
Die Verbraucherschutzgruppe CUJ (Consumers Union of Japan) existiert wie die 
Verbraucherkooperativen seit Ende der 1960er Jahre. Die Gruppe beschäftigt sich 
mit verschiedensten Aspekten der Verbraucherrechte und betreibt eine aktive 
Lobbyarbeit. Sie versteht sich als außerparlamentarisch und überparteilich. Die 
Gruppe finanziert sich über Mitgliedsbeiträge seiner rund 2000 Mitglieder und 
den Verkauf einer monatlich erscheinenden Zeitschrift und anderer Publikationen, 
erhält aber als Mitglied des Seikyō-Netzwerkes weitere finanzielle Unterstützung. 
CUJ engagiert sich bereits seit langem gegen Atomkraft und ist daher nicht nur 
mit anderen Verbraucherschutzgruppen sondern auch mit der Anti-Atomkraft-
Bewegung vernetzt.
Die bis Ende März 2012 gültigen vorläufigen Grenzwerte für radioaktive Sub-

stanzen in Lebensmitteln beurteilt CUJ als zu hoch, ebenso wie die seit April 2012 
gültigen Grenzwerte (Interview Yasushi Yamaura 2012):

Diese Grenzwerte für die radioaktive Kontamination von Lebensmitteln sollten 
weiter gesenkt werden. Die Lebensmittel sind immer noch nicht sicher. Ich denke, 
es müsste vor allem ein funktionierendes System für Messungen eingeführt 
werden. Das ist natürlich besonders für die Bauern schwer. Sie können nichts 
dafür, dass ihre Pflanzen radioaktiv verseucht wurden. Ihre Böden sind kon-
taminiert. Weil die verseuchten Agrarprodukte nicht gegessen werden können, 
sind die Bauern in einer schlimmen Situation. Aber gerade deswegen müssen 
Daten über den Grad der Verschmutzung veröffentlicht werden. Ich denke, die 
Messungen sind notwendig. Um richtig messen zu können, müssen die Kom-
munen Messgeräte zur Verfügung stellen und sich bemühen, kontaminierte Le
bensmittel sorgfältig zu messen. Aber weil das kaum passiert, kaufen viele Bürger 
selbst Messgeräte. Überall haben sich Gruppen gebildet, die selbst messen und 
gemeinsam darüber nachdenken, wieviel bq/kg akzeptabel sind, und die die Pro-
duzenten dazu auffordern, ihre Produkte messen zu lassen. 

Auch bei CUJ ist das Mitgefühl mit den Bauern aus Fukushima stark ausgeprägt. 
Deshalb rät die Gruppe den Konsumenten auch nicht per se davon ab, Produkte 
aus Fukushima zu kaufen, die immer noch an zahlreichen Ständen angeboten wer-
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den, um die Bauern zu unterstützen. Allerdings sollten die Konsumenten gut über-
legen, ob sie die Produkte kaufen und sich genau ansehen, ob sie gemessen wurden 
und wie viel Radioaktivität enthalten ist (Interview Yasushi Yamaura 2012).
Die Verbraucherschutzgruppen müssen sich ebenso wie die staatlichen Entschei-

dungsträger erst Wissen über Radioaktivität in Lebensmitteln aneignen. Die wich-
tigste Referenz stellt die Atomkatastrophe von Tschernobyl dar. Deshalb arbeitet 
CUJ eng mit Wissenschaftlern, Produzenten und Bürgergruppen zusammen, die 
sich gegründet haben, um Lebensmittel selbst zu messen (Itō 2012). Auf der Basis 
bereits erarbeiteter Gutachten veröffentlichte CUJ im Dezember 2011 einen offe-
nen Brief an die Gesundheitsministerin Yōko Komiyama, in dem die alten und die 
neuen vorläufigen Grenzwerte für radioaktive Substanzen in Lebensmitteln kriti-
siert werden. Kritikpunkte sind nicht nur die Höhe der neuen Grenzwerte, sondern 
auch, dass radioaktive Stoffe wie Uran, Plutonium und Strontium nicht berücksich-
tigt werden (CUJ 2011). 
Während Verbrauchergruppen wie CUJ die staatlichen Informationen kritisieren, 

existieren auch Organisationen, die ihre Informationen von MAFF und MHLW 
beziehen und auf Anfrage Konsumenten beruhigen, die staatlich festgelegten 
Grenzwerte seien sicher. Das betrifft nicht nur Gruppen in ländlichen Regionen in 
Kyūshū wie die Konsumentengruppe Arita (Arita shōhisha gurūpu), sondern auch 
Organisationen in Tōkyō wie die Gruppe Shoku no Komyunikēshon Entaku Kaigi 
(SKEK). Während die Leiterin der Verbrauchergruppe in Arita die Gefahr, die von 
Radioaktivität ausgeht, mit ihrer eigenen Erfahrung relativierte, nach dem Atom-
bombenabwurf in Nagasaki jahrelang Reis aus der Region gegessen und dennoch 
ein hohes Alter erreicht zu haben (Interview Yūko Matsumoto 2012), bezichtigte 
die Leiterin von SKEK besorgte Mütter von Kleinkindern der Hysterie (Interview 
Setsuko Nishiyama 2012). Beide sprachen vor allem den Bauern in Tōhoku ihre 
Solidarität aus. Auf der Internetseite von SKEK (2011) ruft die Gruppe japanische 
Konsumenten dazu auf, sich zu beruhigen. Die vorläufigen und bis zum 31. März 
2012 gültigen Grenzwerte des MHLW seien sicher, und es sei kein Problem, sich 
ein ganzes Leben lang von Lebensmitteln zu ernähren, die unterhalb dieser Grenz-
werte liegen. 
Hier wird wieder die bereits bei den anderen Akteuren deutlich gewordene Pa-

radoxie sichtbar, zugleich Verbraucher- und Produzenteninteressen zu vertreten, 
ohne aber eine Balance zu finden. Zusammenfassend kann man sagen, dass es eine 
entscheidende Rolle spielt, an welche Art von Verbraucher(schutz)gruppe sich 
Konsumenten wenden, wenn sie sich über Radioaktivität informieren wollen, da 
einige Verbrauchergruppen die Unbedenklichkeit des Verzehrs sämtlicher auf dem 
japanischen Markt verfügbaren Lebensmitteln propagieren, während andere Grup-
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pen die Grenzwerte der Regierung nach wie vor als nicht streng genug einschätzen 
und damit auch die Sicherheit japanischer Lebensmittel in Frage stellen.

6.	 Fazit

E-Mail-Umfrage, Interviews und japanische Medienberichte haben gezeigt, dass 
sich japanische Konsumenten nicht ausreichend über die Sicherheit der Lebens-
mittel nach der Dreifach-Katastrophe vom 11. März 2011 informiert fühlen. Welche 
Informationen über Lebensmittel können sie von der japanischen Regierung, Le-
bensmittelproduzenten, Händlern und Verbraucher(schutz)gruppen erhalten? Die 
japanische Regierung hat durch die Festlegung von Grenzwerten zunächst einmal 
eine Orientierungshilfe für Konsumenten und Produzenten geschaffen und versi-
chert, dass Lebensmittel, welche diese Werte überschreiten, nicht auf den Markt 
gelangen dürfen: Alle Lebensmittel auf dem japanischen Markt seien sicher. 
Die Informationspolitik der Lebensmittelproduzenten variiert. Während einige 

Bauern aus der Präfektur Fukushima ihre Produkte Messungen unterziehen und 
die Ergebnisse veröffentlichen, halten andere Bauern Transparenz für überflüssig, 
da ihre Produkte aufgrund ihrer Herkunft ohnehin stigmatisiert und unverkäuf-
lich geworden seien. Große Unternehmen der weiterverarbeitenden Lebensmittel
industrie veröffentlichen ebenfalls Messmethoden und Messergebnisse der Inhalts-
stoffe im Internet. Grundlage für die Kommunikation der Produzenten mit den 
Konsumenten sind jedoch die offiziellen Grenzwerte. Eine eigenständige Beurtei-
lung der Auswirkungen auf die Gesundheit der Konsumenten durch den Konsum 
radioaktiv belasteter Lebensmittel erfolgt durch die hier untersuchten Produzenten 
nicht.
Die Verbraucherkooperativen informieren ihre Kunden einerseits über die Her-

kunft ihrer Produkte und bieten gezielt Lebensmittel aus Westjapan an. Anderer-
seits fühlen sie sich auch den Produzenten gegenüber verpflichtet und versuchen 
den Spagat zwischen Verbraucher- und Produzenteninteressen teilweise über eige-
ne, sehr niedrige Grenzwerte und ein transparentes Messsystem. Daichi o mamo-
rukai verkauft zum Beispiel weiterhin Agrarprodukte aus der Präfektur Fukushima, 
informiert die Konsumenten aber über ihre Messergebnisse. Durch die Festlegung 
eigener Grenzwerte hinterfragen einige Verbraucherkooperativen die Angemes-
senheit der staatlichen Grenzwerte. 
Die durch die unterschiedlichen Verbraucher(schutz)gruppen verbreiteten In-

formationen sind sehr unterschiedlich. Regierungskritische Netzwerke wie Nihon 
Shōhisha Renmei warnen vor zu hohen Grenzwerten der japanischen Regierung, 
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scheuen sich gleichzeitig aber davor, vom Kauf von Agrarprodukten aus Fukus-
hima abzuraten. Kleinere lokale Gruppen, die ihre Informationen teilweise direkt 
von MAFF und MHLW erhalten, bemühen sich hingegen darum, besorgte Konsu-
menten zu beruhigen und nehmen Verbrauchersorgen nicht immer ernst, wie sich 
in der Beschreibung besorgter Mütter als »hysterisch« zeigt.
Gemeinsam ist allen hier untersuchten Akteuren, dass sie sich derzeit mit ei-

ner konkreten Bewertung des Ausmaßes und der Risiken zurückhalten. Besonders 
staatliche Akteure, die Verbraucherkooperativen und einige Verbraucherschutz-
gruppen bemühen sich jedoch um eine wissenschaftliche Beurteilung des zu er-
wartenden Ausmaßes und der Auswirkungen auf Individuen (French, Maule 
und Mythen 2005: 879). Allerdings wird besonders die zeitliche Verzögerung die-
ses Prozesses auf staatlicher Seite kritisiert, da erst am 01. April 2012 Grenzwerte 
für Radioaktivität in Lebensmitteln in Kraft getreten sind, die als wissenschaft-
lich fundiert gelten können. Allerdings drängt sich die Frage auf, was wäre, wenn 
Beck (2007: 62) Recht hätte und angesichts der endlosen nuklearen Katastrophe in 
Fukushima bisher erprobte Standards und Messverfahren nutzlos wären und nur 
der Verschleierung einer »organisierten Verantwortungslosigkeit« (Beck 2007: 62) 
dienten.
Ein Hinweis darauf, dass dies zutreffen könnte, wäre die Unfähigkeit staatlicher 

Stellen, die Einhaltung staatlicher Grenzwerten über flächendeckende Messungen 
zuverlässig zu gewährleisten. Gleichzeitig stimmt es optimistisch, dass die Zivilge-
sellschaft in Form von Bürgermessstationen (CRMS), aber auch die Lebensmittel-
branche selbst, beginnt, diese Informationslücken auszufüllen. Besonders vor die-
sem Hintergrund bemüht sich der japanische Staat darum, die Definitionshoheit 
über Lebensmittelsicherheit im Zusammenhang mit Radioaktivität zurückzuge-
winnen, wie die Reaktion des MAFF auf die alternativen Grenzwerte einiger Unter-
nehmen der Lebensmittelbranche zeigt. Zwar sind die japanischen Konsumenten 
mit der Informationspolitik der japanischen Regierung und der zuständigen Be-
hörden nicht zufrieden, sehen den Staat aber in der Verantwortung. Ebenso rufen 
nicht nur die Bauern, sondern auch die großen Konzerne der lebensmittelverarbei-
tenden Industrie nach mehr staatlichen Kontrollen. Diese Reaktion wirft die weit-
reichende Frage auf, wer im globalen Kapitalismus für verursachte Schäden vom 
Ausmaß einer Atomkatastrophe wie in Fukushima aufkommen muss.

Bereits meine Konsumentenbefragung deutet das Dilemma der Diskurse über 
Lebensmittelsicherheit in Japan nach der Katastrophe vom 11. März 2011 an: Es be-
steht in dem Changieren zwischen der Aufklärung über die Gefahren radioaktiv 
kontaminierter Lebensmittel und Maßnahmen zum Schutz der Verbraucher und 
dem gleichzeitigen Wunsch, die Produzenten in der betroffenen Region zu unter-
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stützen und die Gefahren, die von Radioaktivität ausgehen sowie deren geogra-
phische Dimensionen zu negieren. Es geht um einen Prozess, den French, Maule 
und Mythen (2005) Gewichtung genannt haben. Dabei geht es darum, die Folgen 
von Risiken und Katastrophen im Lebensmittelbereich für eine Gruppe als ein-
schneidender zu bewerten als für andere Gruppen. Im herrschenden Diskurs über 
kontaminierte Lebensmittel in Japan werden derzeit die Folgen für die Bauern als 
deutlich gewichtiger eingeschätzt als die Folgen für die Konsumenten, die derzeit 
schlicht noch nicht sichtbar sind. Das stellt besonders ein Problem für die Verbrau-
cherkooperativen dar, welche sich seit ihrer Gründung in den 1970er Jahren um 
ein harmonisches Verhältnis zwischen Produzenten und Konsumenten bemüht 
und diese Balance als Grundlage für Lebensmittelsicherheit gesehen haben. Die 
Atomkatastrophe stellt daher besonders für diese Akteure eine Zäsur dar, die das 
Verhältnis zwischen Konsumenten und Produzenten erschüttert. 
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